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Beschlußempfehlung und Bericht 
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zu dem Antrag der Abgeordneten Dr. Dagmar Enkelmann, Dr. Winfried Wolf, 
Eva-Maria Bulling-Schröter, Rolf Köhne und der Gruppe der PDS 
- Drucksache 13/7680 - 


Luftverkehr und Umwelt 


A. Problem 

Der Flugverkehr ist der Verkehrsbereich mit den höchsten Wachs- 
tumsraten. Im Jahre 1994 starteten in Deutschland bereits mehr 
als 100 MiUionen Fluggäste jährhch. Bis zum Jahre 2010 erwartet 
die Arbeitsgemeinschaft Deutscher Verkehrsflughäfen eine wei- 
tere Verdoppelung der Fluggastzahlen auf mehr als 200 Millio- 
nen. Aufgrund dieser Prämisse begehren die Antragsteller vom 
Deutschen Bundestag eine Entschließung, mit der die Bundesre- 
gierung aufgefordert werden soll, nachstehende Maßnahmen zur 
Reduzierung des Luftverkehrsaufkommens sowie zur Begrenzung 
von Schadstoffemissionen zu ergreifen: 

- Verkehrsstatistiken über das Luftverkehrsaufkommen werden 
in Zukunft nicht mehr nach dem beschränkten Territorialprin- 
zip, sondern nach dem Verursacherprinzip erhoben. 

- Die indirekte Subventionierung des Luftverkehrs (Steuerbe- 
freiung des Flugbenzins, Mehrwertsteuerbefreiung von Tickets 
im internationalen Verkehr) muß imter dem Aspekt der Wett- 
bewerbsgleichheit zwischen den Verkehrsträgern und nach 
dem Prinzip der Vollkostendeckung im Verkehr unverzüghch 
eingestellt werden. Dazu ergreift die Bundesregierung im Zu- 
sammenhang mit der 1997 anstehenden Revision des Artikels 8 
Abs. 1 Buchstabe b der Richtlinie 92/81 EWG eine Initiative zur 
Besteuerung von Flugkraftstoffen. 

- Ein Großteil des Aufkommens im Kurz- und Mittelstrecken- 
flugverkehr unter 1 000 km ist auf die Schiene zu verlagern. 

- Flüge oberhalb der Troposphäre sind generell zu verbieten. 

- Durch ein Investitionsprogramm für den schienengebundenen 
Verkehr ist der Erhalt und Ausbau der Bahn in der Fläche sicher- 
zustellen. 
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- Eine Aufklärungskconpagne über umweltgerechte Formen von 
Mobilität ist zu initiieren, die zu einem Imagewandel des Flie- 
gens und des Bahnfahrens beiträgt. 

- Auf Emissionen aus dem Luftverkehr ist eine Abgabe zu erhe- 
ben, die sich nach den Schadstoff- und Lärmemissionen bemißt 
und mit der Landegebühr erhoben wird. Die Abgabe wird so- 
wohl für Inlandsflüge als auch für grenzüberschreitende Flüge 
erhoben. 


B. Lösung 

Der Ausschuß empfiehlt, den Antrag abzulehnen. 

Ablehnung des Antrages mit großer Mehrheit 

C. Alternativen 

Keine 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlußempfehlung 


Der Bundestag wolle beschheßen, 

den Antrag - Drucksache 13/7680 - abzulehnen. 


Bonn, den 22. April 1998 

Der Ausschuß für Verkehr 

Dr. Dionys Jobst Monika Ganseforth 

Vorsitzender Berichterstatterin 


Bericht der Abgeordneten Monika Ganseforth 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag „Luftver- 
kehr und Umwelt" - Drucksache 13/7680 - in seiner 
211. Sitzung vom 12. Dezember 1997 zur federfüh- 
renden Beratung an den Ausschuß für Verkehr sowie 
zur Mitberatung an den Ausschuß für Wirtschaft, den 
Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reaktor- 
sicherheit sowie an den Ausschuß für Fremdenver- 
kehr und Tourismus überwiesen. 

Der Ausschuß für Wirtschaft hat in seiner 78. Sitzung 
vom 25. März 1998 mit den Stimmen der Fraktionen 
der CDU/CSU, SPD und F.D.P. gegen die Stimmen 
der Gruppe der PDS bei Abwesenheit der Fraktion 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN empfohlen, den Antrag 
abzulehnen. 

Der Ausschuß für Umwelt, Naturschutz und Reak- 
torsicherheit hat in seiner 71. Sitzung vom 25. März 
1998 mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU 
und F.D.P. gegen die Stimmen der Fraktion BÜND- 
NIS 90/DIE GRÜNEN und der Gruppe der PDS bei 
Stimmenthaltung der Fraktion der SPD empfohlen, 
den Antrag abzulehnen. 

Der Ausschuß für Fremdenverkehr und Tourismus 

hat in seiner Sitzung vom 11. Februar 1998 mit den 
Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU und SPD 
gegen die Stimmen der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE 
GRÜNEN bei Abwesenheit der Fraktion der F.D.P. 
imd der Gruppe der PDS empfohlen, den Antrag ab- 
zulehnen. 


Der Ausschuß für Verkehr hat die Vorlage in seiner 
70. Sitzung vom 22. April 1998 beraten. Er empfiehlt 
mit den Stimmen der Fraktionen der CDU/CSU, SPD 
und F.D.P. gegen die Stimmen der Gruppe der PDS 
bei Enthaltung der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜ- 
NEN und einer Enthaltung aus der Fraktion der SPD, 
den Antrag - Drucksache 13/7680 - abzulehnen. 


11 . 

Bei der Beratung im Ausschuß betonten die Antrag- 
steller, daß sich Schadstoffe in den höheren Luft- 
schichten der Atmosphäre vöUig anders verhielten 
als in Bodennähe. Daher solle der Flugbetrieb auf 
Flughöhen eindeutig unterhalb der Tropopause um- 
gestellt werden. Für das Verbot von Flügen in dieser 
Höhe sei allerdings in dem Antrag keine Frist gesetzt 
worden, da man dies eher als langfristiges Ziel ver- 
stehe. Generell seien zur Verringerung des Flugver- 
kehrs eine Reihe von Maßnahmen notwendig, so- 
wohl hinsichtiich einer gerechten Kostenanlastung 
als auch hinsichthch der Verlagerung von Verkehr, 
die im übrigen teilweise schon stattfinde. So sei beim 
innerdeutschen Flugverkehr ein Teil der Passagiere 
zur Bahn gewechselt. Obwohl hier seitens der Bahn 
schon einige attraktive Angebote vorlägen, bleibe es 
bei der Verpflichtung der Bundesregierung, günstige 
Rahmenbedingungen zu schaffen. 

Die Koahtionsfraktionen machten deutlich, daß in 
diesem Antrag nichts enthalten sei, was nicht längst 
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bekannt und schon einmal beantragt worden sei. Der 
grundsätzliche Unterschied bestehe darin, daß in 
dem Antrag der Gruppe der PDS immer noch davon 
ausgegangen werde, daß Luftverkehr ein nationales 
Problem sei und daher mit nationalen Maßnahmen 
bis hin zum Verbot bestimmter Flüge gelöst werden 
könne. Dies sei allerdings ein Irrglaube. Im übrigen 
werde auf das von der Bundesregierung vorgelegte 
Konzept „Luftverkehr und Umwelt" verwiesen. Hier 
seien die aktuellen Probleme aufgezeigt, verbunden 
nüt dem Hinweis, daß diese Dinge nündestens euro- 
päisch, möglichst aber weltweit gelöst werden müß- 
ten. Des weiteren sei an dem Antrag insbesondere 
die Formuherung zu kritisieren, daß Kurzstreckenflü- 
ge auf die Schiene zu verlagern seien. Dies Hefe letzt- 
hch darauf hinaus, daß innerdeutsche Flüge verboten 
werden müßten. Ein Industrieland wie Deutschland 
könne sich dies jedoch nicht leisten. Der beste Weg, 


Verkehr von der Luft auf die Schiene zu verlagern, 
sei der Transrapid. Man könne nicht auf der einen 
Seite die Einstellung der Flüge verlangen und auf 
der anderen Seite gegen den Transrapid sein. 

Die Fraktion der SPD erinnerte daran, daß viele der 
geltend gemachten Forderungen bereits in einem an- 
deren Kontext gestellt worden seien. Die Fraktion 
der SPD habe dazu verschiedene Initiativen ergrif- 
fen, so läge zum Beispiel zur Kerosinbesteuerung be- 
reits ein einstimmiger Beschluß des Deutschen Bun- 
destages vor. Zwar seien die Forderungen noch nicht 
umgesetzt, doch könne dem Antrag nicht zuge- 
stimmt werden, da es nicht sinnvoll sei, Forderungen, 
die schon in anderem Zusammenhang in Anträgen 
und Programmen gestellt worden seien, nur zu wie- 
derholen. Die Chance, diese Forderungen umzuset- 
zen, ergebe sich erst nach der Bundestagswahl. 


Bonn, den 22. April 1998 


Monika Ganseforth 

Berichterstatterin 
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